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Entscheidungsdatum
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Norm

AVG 1950 837
AVG 1950 8§39 Abs2
AVG 1950 845 Abs1
AVG 1950 845 Abs2
AVG 1950 860
B-VG Art.133 Abs4
MOG 2007 §19 Abs2
MOG 2007 86
MOG 2007 88i
VWGVG §24 Abs4
VWGVG §28 Abs1
VwGVG §28 Abs2

1. AVG 1950 § 37 glltig von 01.09.1950 bis 31.01.1991wiederverlautbart durch BGBI. Nr. 51/1991

1. AVG 1950 § 39 glltig von 01.09.1950 bis 31.01.1991wiederverlautbart durch BGBI. Nr. 51/1991
1. AVG 1950 § 45 glltig von 01.09.1950 bis 31.01.1991wiederverlautbart durch BGBI. Nr. 51/1991
1. AVG 1950 § 45 glltig von 01.09.1950 bis 31.01.1991wiederverlautbart durch BGBI. Nr. 51/1991
1. AVG 1950 § 60 glltig von 01.09.1950 bis 31.01.1991wiederverlautbart durch BGBI. Nr. 51/1991

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
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11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VWGVG § 24 heute

2. VWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VWGVG § 24 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
4. VwGVG § 24 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

1. VWGVG § 28 heute

2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VwGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG 8 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch
W216 2103263-1/3E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Marion STEINER als Einzelrichterin Gber die
Beschwerde von XXXX, BNr. XXXX, XXXX, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom 26.02.2014, XXXX, betreffend
Einheitliche Betriebspramie 2012 zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Marion
STEINER als Einzelrichterin Uber die Beschwerde von rémisch 40 , BNr. romisch 40 , rémisch 40 , gegen den Bescheid
der Agrarmarkt Austria vom 26.02.2014, rémisch 40, betreffend Einheitliche Betriebspramie 2012 zu Recht:

A)
Der Beschwerde wird insofern stattgegeben, als die Betriebspramie mit einer Héhe von EUR 8.812,04 festzusetzen ist.
B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text
ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Datum vom 15.03.2012 stellte der Beschwerdefihrer, BNr. XXXX, einen Mehrfachantrag-Flachen fiur das
Antragsjahr 2012 und beantragte u. a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fiir die in den Beilagen
Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierten Flachen.1. Mit Datum vom 15.03.2012 stellte der
Beschwerdefihrer, BNr. romisch 40, einen Mehrfachantrag-Flachen fur das Antragsjahr 2012 und beantragte u. a. die
Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fir die in den Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher
konkretisierten Flachen.

Der Beschwerdeflihrer war im Antragsjahr 2012 Almbewirtschafter der Alm mit der Betriebsstattennummern (BNr.)
XXXX (in Folge: verfahrensgegenstandliche Alm).Der Beschwerdeflhrer war im Antragsjahr 2012 Almbewirtschafter der
Alm mit der Betriebsstattennummern (BNr.) romisch 40 (in Folge: verfahrensgegenstandliche Alm).

2. Mit Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 28.12.2012, XXXX, wurde fur das Antragsjahr 2012 eine EBP in Hohe
von EUR 7.591,62 gewahrt. Der Beihilfenberechnung wurden dabei 32,80 zugewiesene Zahlungsanspriche, eine
beantragte Flache im Ausmal von 36,72 ha (davon anteilige Alimflache 23,69 ha) und eine ermittelte beihilfefahige
Flache im Ausmald von 36,72 ha zu Grunde gelegt. Es wurde im Bescheid eine Flachensanktion in Hohe von EUR
1.220,78 verhangt.2. Mit Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 28.12.2012, rémisch 40 , wurde flr das
Antragsjahr 2012 eine EBP in Héhe von EUR 7.591,62 gewahrt. Der Beihilfenberechnung wurden dabei 32,80
zugewiesene Zahlungsansprtiche, eine beantragte Flache im Ausmal3 von 36,72 ha (davon anteilige AImflache 23,69 ha)
und eine ermittelte beihilfefahige Flache im Ausmal von 36,72 ha zu Grunde gelegt. Es wurde im Bescheid eine
Flachensanktion in Héhe von EUR 1.220,78 verhangt.
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3. Mit Datum vom 13.01.2013 brachte der Beschwerdeflhrer einen Einspruch (nunmehr. Beschwerde) gegen den
Bescheid ein und brachte vor, dass es nicht nachvollziehbar sei, dass trotz der auf Basis einer Vor-Ort-Kontrolle der
AMA aus dem Jahr 2006 und der daraufhin erfolgten Fortschreibung der Flachenwerte, aufgrund der aktuellen
Kontrolle eine Sanktion verhangt werde.

4. Mit angefochtenem Bescheid der AMA vom 26.02.2014, XXXX, wurde der oa. Bescheid abgeandert und dem
Beschwerdefuhrer fur das Antragsjahr 2012 erneut eine EBP in Hohe von EUR 7.591,62 gewahrt. Eine Flachensanktion
wurde in Hohe von EUR 1.220,78 verhangt. Der Beihilfenberechnung wurden dabei unverandert 32,80 zugewiesene
Zahlungsansprtiche, eine beantragte Flache im Ausmal von nunmehr 36,72 ha (davon anteilige AlImflache nunmehr
19,77 ha) und eine ermittelte beihilfefahige Flache - mit der MalRgabe, dass fiur beihilfefahige Flachen, die die
Mindestschlagflache von 0,10 ha nicht erfillen, keine Zahlung gewahrt werden kénne - im Ausmal3 von nunmehr 32,80
ha (davon anteilige Almflache 19,77 ha) zu Grunde gelegt. Die in der Flachentabelle angeflihrte Differenzflache betrug
2,20 ha.4. Mit angefochtenem Bescheid der AMA vom 26.02.2014, romisch 40 , wurde der oa. Bescheid abgeandert
und dem Beschwerdefiihrer fir das Antragsjahr 2012 erneut eine EBP in H6he von EUR 7.591,62 gewahrt. Eine
Flachensanktion wurde in Hohe von EUR 1.220,78 verhangt. Der Beihilfenberechnung wurden dabei unverandert 32,80
zugewiesene Zahlungsanspruche, eine beantragte Flache im Ausmal von nunmehr 36,72 ha (davon anteilige Aimflache
nunmehr 19,77 ha) und eine ermittelte beihilfefahige Flache - mit der MaRgabe, dass fur beihilfefahige Flachen, die die
Mindestschlagflache von 0,10 ha nicht erfillen, keine Zahlung gewahrt werden kénne - im Ausmal3 von nunmehr 32,80
ha (davon anteilige Almflache 19,77 ha) zu Grunde gelegt. Die in der Flachentabelle angefuhrte Differenzflache betrug
2,20 ha.

5. Mit Schreiben vom 05.03.2014, eingelangt bei der AMA am 07.03.2014, beantragte der Beschwerdefihrer die Vorlage
der Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht.

6. Die AMA legte die Beschwerde und den Akt des Verwaltungsverfahrens am 16.03.2015 dem
Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vor. Dem Akt liegt eine "Bestatigung gemal3 Task Force Almen", eingelangt
bei der AMA am 05.02.2014, betreffend die verfahrensgegenstandliche Alm bei.

7. Die Rechtssache wurde infolge des Beschlusses des Geschaftsverteilungsausschusses vom 11.08.2015 am
30.09.2015 der Gerichtsabteilung W216 zugewiesen.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

Der Beschwerdefuhrer stellte fir das Antragsjahr 2012 einen Mehrfachantrag-Flachen und beantragte die Gewahrung
der Einheitlichen Betriebspramie fur seinen Heimbetrieb im Ausmall von 13,03 ha sowie fur seine anteilige
Almfutterflache an der verfahrensgegenstandlichen Alm im Ausmal3 von zunachst 23,69 ha.

Der Beschwerdefuhrer war im Antragsjahr 2012 Almbewirtschafter der verfahrensgegenstandlichen Alm, BNr. XXXX,
fr die eine Flache im Ausmal3 von zunachst 19,77 ha beantragt wurde.Der Beschwerdefuhrer war im Antragsjahr 2012
Almbewirtschafter der verfahrensgegenstandlichen Alm, BNr. rémisch 40, fir die eine Flache im Ausmal3 von zunachst
19,77 ha beantragt wurde.

Dem Beschwerdefiihrer wurde fir das Antragsjahr 2012 eine EBP in H6he von EUR 7.591,62 gewahrt. Dabei wurden
der Beihilfenberechnung eine beatragte Flache von 36,70 ha (Heimflache 13,03 ha und anteilige Almflache 23,69 ha)
sowie eine ermittelte beihilfefdhige Flache - mit der Malgabe, dass fur beihilfefdhige Flachen, die die
Mindestschlagflache von 0,10 ha nicht erfullen, keine Zahlung gewahrt werden kann - von 36,72 ha zu Grunde gelegt.
Zudem verfugte der Beschwerdefuhrer Uber 35,00 flachenbezogene Zahlungsanspriche. Im Zuge der
Flachenermittlung zog der Beschwerdefihrer als Almbewirtschafter keine Sachverstdndigen (oder sonstige
Beauftragte) bei.

Am 12.07.2012 fand auf der verfahrensgegenstandlichen AIm in Anwesenheit des Almbewirtschafters eine
angekindigte Vor-Ort-Kontrolle durch Kontrollorgane der AMA statt, im Zuge derer flir das Antragsjahr 2012 eine
beihilfefahige Flache im AusmaR von 32,80 sowie eine Almflache im Ausmal} von 19,77 ha ermittelt wurden. Der
Kontrollbericht zur Vor-Ort-Kontrolle wurde dem Almbewirtschafter mit Schreiben vom 06.08.2012 zur Stellungnahme
Ubermittelt. Es erfolgte keine Stellungnahme.

Die Differenz zwischen letztglltig in einem Ausmalf3 von 23,69 ha beantragter und im Zuge der Vor-Ort-Kontrolle vom



12.07.2012 mit 19,77 ha ermittelter beihilfefahiger Aimfutterflache auf den verfahrensgegenstandlichen Almen betrug
far das Antragsjahr 2012 3,93 ha.

Mit angefochtenem Abdnderungsbescheid wurde fiir das Antragsjahr 2012 nur noch von einer beantragten anteiligen
Almfutterflache des Beschwerdeflihrers von 19,77 ha ausgegangen. Die beantragte Heimbetriebsflache im AusmaR
von 13,03 ha blieb unverandert. Die ermittelte beihilfefahige Gesamtflache betrug mit der Maligabe, dass fur
beihilfefahige Flachen, die die Mindestschlagflache von 0,10 ha nicht erfillen, keine Zahlung gewahrt werden kann,
32,80 ha (19,77 ha anteilige AlImflache und 13,03 ha Heimflache). In der Flachentabelle wurde eine Differenzflache von
2,20 ha ausgewiesen.

Die AMA legte der Berechnung des angefochtenen Bescheides die beantragte anteilige Almfutterflache zu Grunde. Die
im Zuge der Vor-Ort-Kontrolle vom 12.07.2012 ermittelte Flachendifferenz auf der verfahrensgegenstandlichen Alm
wirkte sich auf die Berechnung der EBP 2012 aus.

Der Beschwerdeflihrer verfligte im Antragsjahr 2012 Uber eine beihilfefahige Heimflache im Ausmaf von 13,03 ha,
Uber eine beihilfefahige anteilige AImflache an der verfahrensgegenstandlichen Alm im Ausmal von 19,77 ha und tber
32,80 flachenbezogene Zahlungsanspriche. Der Berechnung der Einheitlichen Betriebspramie 2012 wurde somit eine
beihilfefahige Gesamtflache (Flachen des Heimbetriebs und der verfahrensgegenstandlichen Alm) im Ausmal’ von
32,80 ha zu Grunde gelegt.

2. Beweiswurdigung:

Der festgestellte Sachverhalt ergibt sich aus den Akten des Verwaltungsverfahrens und blieb sowohl im
Verwaltungsverfahren als auch im Beschwerdeverfahren dem Grunde nach unbestritten.

Substantiiert unbestritten blieb insbesondere die Richtigkeit der Ergebnisse der VOK aus dem Jahr 2012. Eine
Aufforderung dazu blieb unbeantwortet. Den Ergebnissen der fachlich kompetenten Uberpriifung des Priifers vor Ort
ist seitens des Beschwerdeflihrers weder auf gleicher Tatsachen- noch auf gleicher fachlicher Ebene entgegengetreten
worden. So brachte dieser in seinem Beschwerdeschriftsatz lediglich vor, die behordlichen Feststellungen zum Ausmal
der beihilfefahigen Flache seien falsch. Konkrete Ausfihrungen, denen entnommen werden kann, aus welchen
Grinden das von der belangten Behorde fur das Antragsjahr 2012 festgestellte FlachenausmaR nicht den tatsachlichen
Gegebenheiten entsprochen hatte, sind den Beschwerdeausfihrungen jedoch nicht zu entnehmen. Es wird weder auf
einen konkreten Teil der Aimfutterflache Bezug genommen, noch ausgefuhrt, wie sich die Gegebenheiten auf diversen
Flachenabschnitten - aus Sicht des Beschwerdeflhrers - entgegen der Beurteilung der belangten Behdrde anders
dargestellt hatten. Es ergaben sich daher unter Bertcksichtigung samtlicher Beweismittel keinerlei Bedenken, den
Feststellungen die im Zuge der Vor-Ort-Kontrolle vom 12.07.2012 ermittelte beihilfefahige Flache der
verfahrensgegenstandlichen Alm zu Grunde zu legen.

Dass der Almbewirtschafter im Zuge der Flachenermittlung Sachverstandige (oder sonstigen Beauftragten)
herangezogen hatte, ist weder den Beschwerdeausfihrungen noch dem Verwaltungsakt zu entnehmen.

Der Beschwerdeflhrer beanstandete nicht die von der belangten Behorde der Pramienberechnung zu Grunde gelegte
Anzahl an von ihm auf die verfahrensgegenstandliche Alm aufgetriebenen Tieren, die die Grundlage fir das Ausmal
der zugesprochenen fiktiven anteiligen Almfutterflache bildet.

Die Feststellung, dass sich das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle vom 12.07.2012 auf die mit angefochtenem
Abdnderungsbescheid vorgenommene Rickforderung ausgewirkt hat, ergibt sich aus dem angefochtenen Bescheid
selbst.

Die Bestatigung der Landwirtschaftskammer, dass den Beschwerdeflihrer als Almbewirtschafter kein Verschulden
hinsichtlich der unrichtigen Antragstellung treffe, ist insofern zu berucksichtigen, dass die im Bescheid
ausgesprochene Flachensanktion zu streichen ist.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zustandigkeit und Allgemeines:

Gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit. Gemal3 Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes
Uber Beschwerden in Rechtssachen in Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von



Bundesbehorden besorgt werden.Gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte
Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdérde wegen Rechtswidrigkeit. Gemal Artikel 131, Absatz
2, B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in Angelegenheiten der
Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden.

GemalRs 6 MOG 2007 ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses
Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehdlt.GemaR Paragraph 6, MOG
2007 ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlistelle im Sinne dieses Bundesgesetzes, soweit
sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Interesse der Wahrung
des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung Angelegenheiten der
Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.

Gemal § 1 AMA-Gesetz kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf
Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der AMA unmittelbar als
Bundesbehorde besorgt werden.Gemald Paragraph eins, AMA-Gesetz kénnen Angelegenheiten, soweit diese durch
Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen
werden, von der AMA unmittelbar als Bundesbehérde besorgt werden.

GemaR & 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels spezieller Bestimmung besteht
gegenstandlich Einzelrichterzustandigkeit. Gemal3 Paragraph 6, BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht
durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.
Mangels spezieller Bestimmung besteht gegenstandlich Einzelrichterzustandigkeit.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemdaR anzuwenden, die die
Behorde in dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder
anzuwenden gehabt hatte.Gemal Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt
ist, auf das Verfahren Uber Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit
Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in
Bundes- oder Landesgesetzen sinngemafd anzuwenden, die die Behdrde in dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Gemall § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der malfigebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maf3geblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.Gemal3 Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden
gemal Artikel 130, Absatz eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der mafRgebliche Sachverhalt
feststeht oder die Feststellung des maRgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Die Beschwerde erweist sich als rechtzeitig und zulassig.
Die Beschwerde ist teilweise begriindet:
3.2. Anwendbare Bestimmungen:

Art. 19 Abs. 1 sowie 33 bis 35 und 37 der VO (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen Regeln fur
Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fur Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG) Nr.
378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABI. L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (VO (EG) 73/2009),
lauten auszugsweise:Artikel 19, Absatz eins, sowie 33 bis 35 und 37 der VO (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates vom
19.01.2009 mit gemeinsamen Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit
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bestimmten Stitzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG)
Nr. 1290 aus 2005,, (EG) Nr. 247 aus 2006,, (EG) Nr. 378 aus 2007, sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782
aus 2003,, Amtsblatt L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (VO (EG) 73 aus 2009,), lauten auszugsweise:

"Artikel 19
Beihilfeantrage

(1) Jeder Betriebsinhaber muss fur die Direktzahlungen jedes Jahr einen Antrag einreichen, der gegebenenfalls
folgende Angaben enthalt:

a) alle landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs und im Fall der Anwendung von Artikel 15 Absatz 3 die Anzahl und
den Standort der Olbdume auf der Parzelle,

b) die fur die Aktivierung gemeldeten Zahlungsanspruche,

c) alle sonstigen Angaben, die in dieser Verordnung oder von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgesehen sind.
[..1."

"Artikel 33

Zahlungsanspruche

(1) Betriebsinhaber kénnen die Betriebspramienregelung in Anspruch nehmen, wenn sie

a) Zahlungsanspriiche besitzen, die sie gemaR der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 erhalten habena)
Zahlungsanspriche besitzen, die sie gemaR der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, erhalten haben;

b) Zahlungsansprtiche im Rahmen der vorliegenden Verordnung [...],
erhalten haben. [...]1."

"Artikel 34

Aktivierung von Zahlungsansprtchen je beihilfefahige Hektarflache

(1) Eine Stutzung im Rahmen der Betriebspramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsanspruichen besteht Anspruch auf
die Zahlung der darin festgesetzten Betrage.

(2) Im Sinne dieses Titels bezeichnet der Ausdruck "beihilfefahige Hektarflache"

a) jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb (KN-Code ex060290
41), die fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache auch far nichtlandwirtschaftliche
Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird,

[.1."
"Artikel 35
Meldung der beihilfefahigen Hektarflachen

(1) Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der beihilfefdhigen Hektarflache fur jeden Zahlungsanspruch
entsprechen. AulRer im Falle hoherer Gewalt oder aullergewdhnlicher Umstande mussen diese Parzellen dem
Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfligung stehen, der jedoch nicht nach
dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen darf.

(2) Die Mitgliedstaaten kdonnen unter ordnungsgemald begriindeten Umstanden den Betriebsinhaber ermachtigen,
seine Anmeldung zu dndern, sofern er die seinen Zahlungsansprichen und den Bedingungen fur die Gewahrung der
einheitlichen Betriebspramie fur die betreffende Flache entsprechende Hektarzahl einhalt."

"Artikel 37

Mehrfachantrage



Fur die beihilfefahige Hektarflache, fir die ein Antrag auf Zahlung der einheitlichen Betriebspramie gestellt wurde,
kann ein Antrag auf alle anderen Direktzahlungen sowie alle anderen nicht unter diese Verordnung fallenden Beihilfen
gestellt werden, sofern in der vorliegenden Verordnung nichts anderes vorgesehen ist."

Art. 27 23,12 Abs. 1, 25, 34 Abs. 1 und 5, 56 Abs. 2, 57, 58 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 der Kommission
vom 30. November 2009 mit Durchfiihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der
Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im
Rahmen der Stutzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemaR der genannten Verordnung und mit
Durchflihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen im Rahmen der Stutzungsregelung fir den Weinsektor, ABl. L 316 vom 2.12.2009, 65 idF der
Durchfuhrungsverordnung (EU) Nr. 666/2012 der Kommission vom 20. Juli 2012, ABI. L 194 vom 21.7.2012, 3 - im
Folgenden: VO (EG) 1122/2009 - lauten auszugsweise:Artikel 2, Ziffer 23, 12, Absatz eins, 25, 34, Absatz eins und 5, 56
Absatz 2, 57, 58 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, der Kommission vom 30. November 2009 mit
Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Stutzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemdall der genannten Verordnung und mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen im Rahmen der Stitzungsregelung fur den Weinsektor, ABI. L 316 vom 2.12.2009, 65 in der Fassung
der Durchfuhrungsverordnung (EU) Nr. 666 aus 2012, der Kommission vom 20. Juli 2012, Amtsblatt L 194 vom
21.7.2012, 3 - im Folgenden: VO (EG) 1122 aus 2009, - lauten auszugsweise:

"Artikel 2

[..]

23. "ermittelte Flache": Flache, die allen in den Vorschriften fur die Beihilfegewahrung festgelegten Voraussetzungen
genugt; im Rahmen der Betriebspramienregelung ist die beantragte Flache nur zusammen mit der entsprechenden
Zahl von Zahlungsanspruichen als ermittelte Flache zu betrachten;"

"Artikel 12
Inhalt des Sammelantrags

(1) Der Sammelantrag muss alle zur Feststellung der Beihilfefahigkeit erforderlichen Informationen enthalten,
insbesondere

a) die Identifizierung des Betriebsinhabers;
b) die betreffende(n) Beihilferegelung(en);

c) die Identifizierung der Zahlungsanspruche entsprechend dem lIdentifizierungs- und Registrierungssystem gemaf}

Artikel 7 im Rahmen der Betriebspramienregelung;

d) die zweckdienlichen Angaben zur Identifizierung aller landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs, ihre Flache
ausgedrickt in Hektar mit zwei Dezimalstellen, ihre Lage und gegebenenfalls ihre Nutzung mit dem Hinweis, ob die

Parzelle bewassert wird;

e) eine Erklarung des Betriebsinhabers, dass er von den Voraussetzungen fir die Gewdhrung der betreffenden

Beihilfen Kenntnis genommen hat."

"Artikel 25

Racknahme von Beihilfeantragen

(1) Ein Beihilfeantrag kann jederzeit schriftlich ganz oder teilweise zurlickgenommen werden.
[...]

(2) Hat die zustandige Behorde den Betriebsinhaber jedoch bereits auf UnregelmaRigkeiten im Beihilfeantrag
hingewiesen oder ihn von ihrer Absicht unterrichtet, eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufiihren, und werden bei dieser
Kontrolle Unregelmaligkeiten festgestellt, so konnen die von einer UnregelmaBigkeit betroffenen Teile des

Beihilfeantrags nicht zuriickgenommen werden.



(3) Rucknahmen nach Absatz 1 versetzen den Antragstellerwieder in die Situation, in der er sich vor Einreichung des
betreffenden Beihilfeantrags oder -antragsteils befand."

"Artikel 34
Bestimmung der Flachen

(1) [...] Es wird eine Toleranzmarge festgesetzt mit einem auf den Parzellenumfang angewendeten Pufferwert von
hoéchstens 1,5 m. Die Hochsttoleranz fir die einzelnen landwirtschaftlichen Parzellen darf jedoch einen Absolutwert
von 1,0 ha nicht Gberschreiten.

[..]

(5) Werden Flachen gemeinsam genutzt, so teilen die zustandigen Behdrden diese fiktiv entsprechend dem Umfang
der Nutzung durch die einzelnen Betriebsinhaber oder entsprechend deren Nutzungsrechten auf diese auf."

"Artikel 56
Allgemeine Grundsatze

[..]

(2) Dient dieselbe Flache als Grundlage fir einen Beihilfeantragim Rahmen von mehr als einer flachenbezogenen
Beihilferegelung, so wird diese Flache fur jede der betreffenden Beihilferegelungen getrennt bertcksichtigt."

"Artikel 57
Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

(1) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [...], die ermittelte Flache
einer Kulturgruppe uber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags
die angemeldete Flache berucksichtigt.

(2) Bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung gilt Folgendes:

e Strichaufzdhlung
ergibt sich eine Abweichung zwischen den angemeldeten Zahlungsansprichen und der angemeldeten Flache, so
wird fur die Berechnung der Zahlung die niedrigere der beiden Grof3en zugrunde gelegt;

e Strichaufzdhlung
liegt die Anzahl der angemeldeten Zahlungsanspriche Uber der Anzahl der dem Betriebsinhaber zur Verfiigung
stehenden Zahlungsanspruche, so werden die angemeldeten Zahlungsanspriche auf die Anzahl der dem
Betriebsinhaber zur Verfligung stehenden Zahlungsanspriche gesenkt.

(3) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [...], die im Sammelantrag
angemeldete Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe, unbeschadet der gemaRd
den Artikeln 58 und 60 der vorliegenden Verordnung vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse, auf der
Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet.

[...]1 wird jedoch im Falle, dass die Differenz zwischen der ermittelten Gesamtflaiche und der [...] angemeldeten
Gesamtflache 0,1 ha oder weniger betragt, die ermittelte Flache mit der angemeldeten Flache gleichgesetzt. Fir diese
Berechnung werden nur Ubererklarungen auf Kulturgruppenebene berticksichtigt.

Unterabsatz 2 gilt nicht, wenn diese Differenz mehr als 20 % der fur Zahlungen angemeldeten Gesamtflache betragt."
"Artikel 58
Kirzungen und Ausschlisse in Fallen von zuviel angemeldeten Flachen

Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache flr die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [...],
Uber der gemal Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der
ermittelten Flache, gekuirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz tGber 3 % oder
2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.

[..]."



"Artikel 80
Ruckforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betragen ist der Betriebsinhaber zur Rickzahlung dieser Betrage zuziglich der gemald
Absatz 2 berechneten Zinsen verpflichtet.

[...]

(3) Die Verpflichtung zur Ruckzahlung gemald Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behdrde oder einer anderen Behdrde zurlickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fur die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwdélf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist."

Art. 15 der Verordnung (EG) Nr. 1120/2009 der Kommission vom 29. Oktober 2009 mit Durchfihrungsbestimmungen
zur Betriebspramienregelung gemal Titel Ill der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates mit gemeinsamen Regeln fur
Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stltzungsregelungen fur Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe lautet auszugsweise:Artikel 15, der Verordnung (EG) Nr. 1120 aus 2009, der Kommission
vom 29. Oktober 2009 mit Durchfihrungsbestimmungen zur Betriebspramienregelung gemald Titel romisch drei der
Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates mit gemeinsamen Regeln flr Direktzahlungen im Rahmen der
gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe lautet

auszugsweise:
"Artikel 15
Nicht genutzte Zahlungsanspriiche

(1) AuBer in Fallen héherer Gewalt oder bei aulRergewdhnlichen Umstanden fliel3en nicht genutzte Zahlungsanspruche
am Tag nach Ablauf der Frist fir die Anderung des Antrags auf Teilnahme an der Betriebspramienregelung in dem
Kalenderjahr an die nationale Reserve zurtick, in dem der Zeitraum gemal Artikel 28 Absatz 3 und Artikel 42 der
Verordnung (EG) Nr. 73/2009 endet.(1) AulRer in Fallen héherer Gewalt oder bei auBergewothnlichen Umstanden
flieBen nicht genutzte Zahlungsanspriiche am Tag nach Ablauf der Frist fiir die Anderung des Antrags auf Teilnahme an
der Betriebspramienregelung in dem Kalenderjahr an die nationale Reserve zurtick, in dem der Zeitraum gemal3 Artikel
28 Absatz 3 und Artikel 42 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, endet.

Ein Zahlungsanspruch gilt als nicht genutzt, wenn wahrend des Zeitraums gemal Unterabsatz 1 fur den betreffenden

Zahlungsanspruch keine Zahlung gewahrt wurde.

[.I"

Art. 3 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18.12.1995 Uber den Schutz der finanziellen
Interessen der Europaischen Gemeinschaften lautet auszugsweise:Artikel 3, der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95
des Rates vom 18.12.1995 Uber den Schutz der finanziellen Interessen der Europaischen Gemeinschaften lautet

auszugsweise:
"Artikel 3

(1) Die Verjahrungsfrist fur die Verfolgung betragt vier Jahre ab Begehung der UnregelmaRigkeit nach Artikel 1 Absatz
1. Jedoch kann in den sektorbezogenen Regelungen eine klrzere Frist vorgesehen werden, die nicht weniger als drei

Jahre betragen darf.

Bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten beginnt die Verjahrungsfrist an dem Tag, an dem die
UnregelmaRigkeit beendet wird. Bei den mehrjahrigen Programmen lauft die Verjahrungsfrist auf jeden Fall bis zum

endgultigen Abschlul3 des Programms.

Die Verfolgungsverjahrung wird durch jede der betreffenden Person zur Kenntnis gebrachte Ermittlungs- oder
Verfolgungshandlung der zustandigen Behdrde unterbrochen. Nach jeder eine Unterbrechung bewirkenden Handlung

beginnt die Verjahrungsfrist von neuem.



Die Verjahrung tritt jedoch spatestens zu dem Zeitpunkt ein, zu dem eine Frist, die doppelt so lang ist wie die
Verjahrungsfrist, ablauft, ohne daR die zustandige Behdrde eine Sanktion verhangt hat; ausgenommen sind die Falle,
in denen das Verwaltungsverfahren gemal} Artikel 6 Absatz 1 ausgesetzt worden ist.

[.]."

8§ 8i und 19 Bundesgesetz Uber die Durchfihrung der gemeinsamen Marktorganisationen (Marktordnungsgesetz 2007
- MOG 2007), BGBI. | Nr. 55/2007 idF BGBI. | Nr. 189/2013 bzw. BGBI. | Nr. 47/2014, lauten auszugsweise:Paragraph 8 i
und 19 Bundesgesetz Uber die Durchfihrung der gemeinsamen Marktorganisationen (Marktordnungsgesetz 2007 -
MOG 2007), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 55 aus 2007, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 189 aus 2013,
bzw. Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 47 aus 2014,, lauten auszugsweise:

"8 8i. (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere auftreiben, wird die
beihilfefahige Flache entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere zugerechnet. [...]."

"819.[...]

(2) Bescheide zu den in 88 7, 8 und 10 angefihrten MaBnahmen kénnen von Amts wegen von der Behorde, die den
Bescheid erlassen hat, als auch in Austbung des Aufsichtsrechts vom Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft zusatzlich zu den in8 68 AVG angeflUhrten Grinden auch bei VerstoR gegen
gemeinschaftsrechtliche Bestimmungen einschlieBlich dazu erlassener Durchfihrungsbestimmungen aufgehoben
oder abgeandert werden.(2) Bescheide zu den in Paragraphen 7, 8 und 10 angefuhrten Malinahmen kénnen von Amts
wegen von der Behorde, die den Bescheid erlassen hat, als auch in Austibung des Aufsichtsrechts vom Bundesminister
far Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zusatzlich zu den in Paragraph 68, AVG angeflihrten
Grinden auch bei VerstoR gegen gemeinschaftsrechtliche Bestimmungen einschlielllich dazu erlassener

Durchfihrungsbestimmungen aufgehoben oder abgeandert werden.

[.1."
3.3. Zu Spruchpunkt A):

3.3.1. Wenn der Beschwerdeflihrer seinen Beschwerdegriinden den Einwand voranstellt, dass die Zuweisung der
Zahlungsanspriche deswegen unsachlich sei, weil diese nunmehr héher waren, ware bereits damals die niedrigere
Almfutterflache zu Grunde gelegt worden, ist dem entgegen zu halten, dass Uber die Zahlungsanspruche rechtskraftig
entschieden wurde und Gegenstand dieses Beschwerdeverfahrens weder die Héhe noch die Anzahl der dem
Beschwerdefihrer zur Verfligung stehenden Zahlungsanspriche ist (YwGH 18.05.2009, 2009/17/0051).

3.3.2. Nach den angefuhrten Rechtsvorschriften erfolgt die Auszahlung der Einheitlichen Betriebspramie auf Grundlage
eines Antrages des Beihilfeempfangers. Dieser ist berechtigt, seinen Antrag nach Art. 25 der VO (EG) 1122/2009
jederzeit einzuschranken oder zurtickzunehmen. Im vorliegenden Fall ist eine derartige Einschrankung in Form einer
nachtraglichen Reduktion der Almfutterfliche durch den Almbewirtschafter der verfahrensgegenstandlichen Alm
erfolgt, sodass die Behdrde nach Art. 80 leg. cit. verpflichtet war, jenen Betrag, der dem BeschwerdefUhrer aufgrund
des urspringlich eingereichten Antrages zuerkannt worden war, der aber den nunmehr zustehenden Betrag
Ubersteigt, von diesem zurlckzufordern.3.3.2. Nach den angefiihrten Rechtsvorschriften erfolgt die Auszahlung der
Einheitlichen Betriebspramie auf Grundlage eines Antrages des Beihilfeempfangers. Dieser ist berechtigt, seinen
Antrag nach Artikel 25, der VO (EG) 1122 aus 2009, jederzeit einzuschranken oder zurtickzunehmen. Im vorliegenden
Fall ist eine derartige Einschrankung in Form einer nachtraglichen Reduktion der Almfutterflache durch den
Almbewirtschafter der verfahrensgegenstandlichen Alm erfolgt, sodass die Behérde nach Artikel 80, leg. cit. verpflichtet
war, jenen Betrag, der dem Beschwerdefuhrer aufgrund des urspringlich eingereichten Antrages zuerkannt worden
war, der aber den nunmehr zustehenden Betrag Ubersteigt, von diesem zurtckzufordern.

3.3.3. Die eingebrachte Beschwerde lasst erkennen, dass Einwendungen gegen eine neue Feststellung der
Almfutterflache der verfahrensgegenstandlichen Alm auf Grund einer Vor-Ort-Kontrolle aus dem Jahr 2012 erhoben
werden. Hierzu ist festzuhalten, dass auf der genannten Alm zwar eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefiihrt wurde, im Zuge
derer fur das Antragsjahr 2011 anstelle der mit Korrekturantrag letztglltig beantragten Almfutterflache im AusmaR von
23,70 ha nur eine beihilfefahige Flache von 19,77 ha ermittelt wurde, wobei die ebenfalls vorgefundene
bewirtschaftete Flache auf nicht beantragten Grundstiicken im Ausmal von 0,27 ha gemal Art. 57 Abs. 1 VO (EG)
1122/2009 bei der Pramienberechnung nicht zu berilcksichtigten war. Wie festgestellt, wirkte sich die ermittelte
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Flachendifferenz jedoch nicht auf die mit angefochtenem Bescheid gewahrte EBP 2011 aus, da sie innerhalb der von
Art. 34 Abs. 1 VO (EG) 1122/2009 normierten Toleranzmarge liegt.3.3.3. Die eingebrachte Beschwerde ldsst erkennen,
dass Einwendungen gegen eine neue Feststellung der Almfutterflache der verfahrensgegenstandlichen Alm auf Grund
einer Vor-Ort-Kontrolle aus dem Jahr 2012 erhoben werden. Hierzu ist festzuhalten, dass auf der genannten Alm zwar
eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefihrt wurde, im Zuge derer fur das Antragsjahr 2011 anstelle der mit Korrekturantrag
letztglltig beantragten Almfutterflache im Ausmall von 23,70 ha nur eine beihilfefahige Flache von 19,77 ha ermittelt
wurde, wobei die ebenfalls vorgefundene bewirtschaftete Flache auf nicht beantragten Grundstiicken im Ausmal von
0,27 ha gemal3 Artikel 57, Absatz eins, VO (EG) 1122 aus 2009, bei der Pramienberechnung nicht zu berticksichtigten
war. Wie festgestellt, wirkte sich die ermittelte Flachendifferenz jedoch nicht auf die mit angefochtenem Bescheid
gewahrte EBP 2011 aus, da sie innerhalb der von Artikel 34, Absatz eins, VO (EG) 1122 aus 2009, normierten
Toleranzmarge liegt.

Bringt der Beschwerdefiihrer daher ohne nahere Ausfliihrungen vor, das behordlich festgestellte FlachenausmaR sei
falsch, gilt es somit betreffend die Almfutterfliche aufzuzeigen, dass die belangte Behdrde der Beihilfenberechnung
die im Zuge der Vor-Ort-Kontrolle ermittelte zu Grunde gelegt hat (vgl. Beweiswlrdigung unter 11.2.). Die dem
Beschwerdefiihrer eingerdaumte Gelegenheit, seine Beschwerdegriinde im Rahmen eines Parteiengehodrs zu
konkretisieren, lies dieser ungenutzt.Bringt der Beschwerdefihrer daher ohne ndhere Ausfihrungen vor, das
behordlich festgestellte FlachenausmaR sei falsch, gilt es somit betreffend die Aimfutterflache aufzuzeigen, dass die
belangte Behdérde der Beihilfenberechnung die im Zuge der Vor-Ort-Kontrolle ermittelte zu Grunde gelegt hat
vergleiche Beweiswirdigung unter rémisch zwei.2.). Die dem Beschwerdeflhrer eingerdumte Gelegenheit, seine
Beschwerdegriinde im Rahmen eines Parteiengehors zu konkretisieren, lies dieser ungenitzt.

Es gilt vor dem Hintergrund des unbeantwortet gebliebenen Parteiengehdrs dennoch auf die Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofs hinzuweisen, wonach ein Beschwerdeflhrer im Zusammenhang mit Beanstandungen
betreffend durchgefiihrte Vor-Ort-Kontrollen konkrete Angaben zu machen und auszufihren hat, aus welchen
GrUnden seines Erachtens die Ergebnisse einer stattgefundenen Vor-Ort-Kontrolle nicht korrekt sind. Kommt der
Beschwerdefiihrer dieser Vorgehensweise nicht nach, ist die Behdrde nicht gehalten, das Ergebnis der fachlich
kompetenten Uberpriifung vor Ort in Zweifel zu ziehen. Insbesondere ist die Behérde nicht gehalten, auf Grund bloRer
Vermutungen ohne weitere konkrete Anhaltspunkte, in welcher Hinsicht die Beurteilung im Rahmen der Vor-Ort-
Kontrolle unzutreffend ware, eine neuerliche Uberpriifung durchzufilhren (vgl. VWGH 07.10.2013, 2013/17/0541,
15.09.2011, 2011/17/0123).Es gilt vor dem Hintergrund des unbeantwortet gebliebenen Parteiengehdrs dennoch auf
die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs hinzuweisen, wonach ein Beschwerdeflhrer im Zusammenhang mit
Beanstandungen betreffend durchgefiihrte Vor-Ort-Kontrollen konkrete Angaben zu machen und auszufihren hat,
aus welchen Grinden seines Erachtens die Ergebnisse einer stattgefundenen Vor-Ort-Kontrolle nicht korrekt sind.
Kommt der Beschwerdefiihrer dieser Vorgehensweise nicht nach, ist die Behtrde nicht gehalten, das Ergebnis der
fachlich kompetenten Uberpriifung vor Ort in Zweifel zu ziehen. Insbesondere ist die Behérde nicht gehalten, auf
Grund blof3er Vermutungen ohne weitere konkrete Anhaltspunkte, in welcher Hinsicht die Beurteilung im Rahmen der
Vor-Ort-Kontrolle unzutreffend wére, eine neuerliche Uberpriifung durchzufiihren vergleiche VwGH 07.10.2013,
2013/17/0541, 15.09.2011, 2011/17/0123).

3.3.4. Der Einwand des Beschwerdefuhrers, es liege ein Irrtum der Behdrde gemalR Art. 80 Abs. 3 VO (EG) 1122/2009 im
Rahmen der Digitalisierung, aufgrund der Anderung von Messsystemen bzw. der Messgenauigkeit sowie bei der
Berechnung von Landschaftselementen vor, ist unbegriindet, da die gegenstandliche Zahlung - wie bereits ausgefihrt -
hinsichtlich der Almfutterflache auf den Antrag des dem Beschwerdeflhrer zuzurechnenden Almbewirtschafters selbst
zurlckzufuhren ist und nicht auf einer origindren Berechnung durch die belangte Behdrde beruht. Ein zu
bertcksichtigender Irrtum der zustandigen Behorde, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte, ist schon aus diesem Grunde auszuschlieBen.3.3.4. Der Einwand des Beschwerdefihrers, es liege ein Irrtum
der Behorde gemald Artikel 80, Absatz 3, VO (EG) 1122 aus 2009, im Rahmen der Digitalisierung, aufgrund der
Anderung von Messsystemen bzw. der Messgenauigkeit sowie bei der Berechnung von Landschaftselementen vor, ist
unbegriindet, da die gegenstandliche Zahlung - wie bereits ausgefuhrt - hinsichtlich der AiImfutterflache auf den Antrag
des dem Beschwerdefiihrer zuzurechnenden Almbewirtschafters selbst zurickzufUhren ist und nicht auf einer
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originaren Berechnung durch die belangte Behorde beruht. Ein zu bertcksichtigender Irrtum der zustandigen
Behorde, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte, ist schon aus diesem Grunde
auszuschlielRen.

3.3.5. Kirzungen oder Ausschlisse wurden im angefochtenen Bescheid verhangt. Vor diesem Hintergrund war die
dem Akt einliegende "Bestatigung gemal? Task Force Almen" gegenstandlich relevant, da damit dargelegt wurde, dass
den Beschwerdefuhrer kein Verschulden an den unrichtigen Angaben trifft. Die verhangte Fldachensanktion war daher
im Sinne des Art. 73 Abs. 2 Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 aufzuheben und die EBP dementsprechend zu
korrigieren.3.3.5. Kiirzungen oder Ausschlisse wurden im angefochtenen Bescheid verhangt. Vor diesem Hintergrund
war die dem Akt einliegende "Bestatigung gemal Task Force Almen" gegenstandlich relevant, da damit dargelegt
wurde, dass den Beschwerdefihrer kein Verschulden an den unrichtigen Angaben trifft. Die verhangte
Flachensanktion war daher im Sinne des Artikel 73, Absatz 2, Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, aufzuheben und die
EBP dementsprechend zu korrigieren.

3.3.6. Die hier anzuwendenden sektorbezogenen Regelungen enthalten keine spezifischen Verjahrungsbestimmungen.
Es findet Art. 3 Abs. 1 der "horizontalen" VO (EG) 2988/95 Anwendung, die generell fir Unregelmaligkeiten in Bezug
auf das Gemeinschaftsrecht und so auch auf dem Gebiet der Gemeinsamen Marktorganisation gilt. Gemal3 dieser
Bestimmung beginnt die Verjahrungsfrist bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten erst an dem Tag zu
laufen, an dem die UnregelmaRigkeit beendet wird. Liegt eine falsche Flachenangabe bei der Einreichung fur
Mehrfachflachenantrage flir mehrere Jahre vor, so liegt eine wiederholte UnregelmaRigkeit vor und beginnt die
Verjahrungsfrist erst mit Einbringung des letzten fehlerhaften Mehrflachenantrags zu laufen (VwWGH 7.10.2013,
2012/17/0182). Diese Regelung gilt sowohl fir Ruckforderungen zu Unrecht geleisteter Betrdge als auch fur
verwaltungsrechtliche Sanktionen (EuGH 24.6.2004, Rs (C-278/02 Handlbauer).3.3.6. Die hier anzuwendenden
sektorbezogenen Regelungen enthalten keine spezifischen Verjahrungsbestimmungen. Es findet Artikel 3, Absatz eins,
der "horizontalen" VO (EG) 2988/95 Anwendung, die generell fir UnregelmaRigkeiten in Bezug auf das
Gemeinschaftsrecht und so auch auf dem Gebiet der Gemeinsamen Marktorganisation gilt. GemaR dieser
Bestimmung beginnt die Verjahrungsfrist bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten erst an dem Tag zu
laufen, an dem die UnregelmaRigkeit beendet wird. Liegt eine falsche Flachenangabe bei der Einreichung fur
Mehrfachflachenantrage flir mehrere Jahre vor, so liegt eine wiederholte UnregelmaRigkeit vor und beginnt die
Verjahrungsfrist erst mit Einbringung des letzten fehlerhaften Mehrflachenantrags zu laufen (VWGH 7.10.2013,
2012/17/0182). Diese Regelung gilt sowohl fir Ruckforderungen zu Unrecht geleisteter Betrage als auch fir
verwaltungsrechtliche Sanktionen (EuGH 24.6.2004, Rs C-278/02 Handlbauer).

3.3.7. Wie bereits den Feststellungen unter II.1. zu entnehmen ist, war der Beihilfenberechnung zur Einheitlichen
Betriebspramie 2011 somit eine Gesamtflache im Ausmal von 32,77 ha zu Grunde zu legen.3.3.7. Wie bereits den
Feststellungen unter romisch zwei.1. zu entnehmen ist, war der Beihilfenberechnung zur Einheitlichen Betriebspramie
2011 somit eine Gesamtflache im Ausmaf3 von 32,77 ha zu Grunde zu legen.

3.3.8. Dass Zahlungsanspriche als nicht genutzt beurteilt wurden, ergibt sich als Folge aus der Bestimmung des Art. 15
Abs. 1 der VO (EG) 1120/2009 und ist soweit nicht zu beanstanden. Die Vorgehensweise der belangten Behorde, den
durchschnittlichen Wert der Zahlungsanspriiche mit der Anzahl ausbezahlter Zahlungsanspriche zu multiplizieren, um
den Beihilfenbetrag zu errechnen, beruht auf Art. 56 Abs. 1 Unterabsatz 2 der VO (EG) 1122/2009 und ist nicht zu
beanstanden.3.3.8. Dass Zahlungsanspriiche als nicht genutzt beurteilt wurden, ergibt sich als Folge aus der
Bestimmung des Artikel 15, Absatz eins, der VO (EG) 1120 aus 2009, und ist soweit nicht zu beanstanden. Die
Vorgehensweise der belangten Behorde, den durchschnittlichen Wert der Zahlungsanspriiche mit der Anzahl
ausbezahlter Zahlungsanspriche zu multiplizieren, um den Beihilfenbetrag zu errechnen, beruht auf Artikel 56, Absatz
eins, Unterabsatz 2 der VO (EG) 1122 aus 2009, und ist nicht zu beanstanden.

Die Entscheidung der AMA erfolgte somit zu Recht. Die Beschwerde war daher abzuweisen und spruchgemaR zu
entscheiden.

3.3.9. Hinsichtlich des Antrags des Beschwerdefuihrers, den offensichtlichen Irrtum entsprechend dem eigenen
Beschwerdepunkt anzuerkennen und die Berichtigung seines Beihilfeantrags zuzulassen, ist zundchst anzumerken,
dass der Beschwerdeflhrer entgegen seinen Ausfuhrungen kein diesbezigliches Beschwerdevorbringen erstattete
und somit keine Rechtswidrigkeit des angefochtenen Bescheids aufzeigen konnte. Anders als etwa in dem Sachverhalt,
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Uber den der Verwaltungsgerichtshof mit Erkenntnis vom 26.3.2010, ZI. 2009/17/0069, entschieden hat, liegt keine
bloRe Vertauschung von Grundsticksnummern bei insgesamt gleicher Flache vor, sodass im hier zu beurteilenden
Beschwerdefall fur die Behorde keinerlei Anhaltspunkte fur eine irrtimliche Angabe vorlagen. Grundsatzliche
Voraussetzung fur die Anerkennung eines offensichtlichen Irrtums ist aber die Widersprichlichkeit des Antrages in
sich, die einem sorgfaltigen Betrachter ins Auge springen muss, wie etwa Ziffernstirze. Da auch sonst keine Umstande
zu Tage getreten sind, die der Behdrde zur Zeit der Erledigung des Antrages bekannt waren oder hatten bekannt sein
mussen, aus denen ein Irrtum bei der Antragstellung ersichtlich gewesen ware, hat die belangte Behorde zutreffend
angenommen, dass Art. 21 VO (EG) 1122/2009, wonach ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit berichtigt
werden kann, wenn die zustandige Behorde offensichtliche Irrtiimer anerkennt, nicht greift (vgl. VWGH 9.9.2013,
2011/17/0216). Da kein offensichtlicher Irrtum gemafl Art. 21 VO (EG) Nr. 1122/2009 vorliegt, konnte dem
diesbeziiglichen Antrag Beschwerdefiihrers nicht stattgegeben werden.3.3.9. Hinsichtlich des Antrags des
Beschwerdefiihrers, den offensichtlichen Irrtum entsprechend dem eigenen Beschwerdepunkt anzuerkennen und die
Berichtigung seines Beihilfeantrags zuzulassen, ist zundchst anzumerken, dass der Beschwerdefiihrer entgegen seinen
Ausfiihrungen kein diesbeziigliches Beschwerdevorbringen erstattete und somit keine Rechtswidrigkeit des
angefochtenen Bescheids aufzeigen konnte. Anders als etwa in dem Sachverhalt, Uber den der Verwaltungsgerichtshof
mit Erkenntnis vom 26.3.2010, ZI.2009/17/0069, entschieden hat, liegt keine blof3e Vertauschung von
Grundsticksnummern bei insgesamt gleicher Flache vor, sodass im hier zu beurteilenden Beschwerdefall fiir die
Behorde keinerlei Anhaltspunkte fir eine irrtimliche Angabe vorlagen. Grundséatzliche Voraussetzung fir die
Anerkennung eines offensichtlichen Irrtums ist aber die Widerspruchlichkeit des Antrages in sich, die einem
sorgfaltigen Betrachter ins Auge springen muss, wie etwa Ziffernstiirze. Da auch sonst keine Umstande zu Tage
getreten sind, die der Behorde zur Zeit der Erledigung des Antrages bekannt waren oder hatten bekannt sein missen,
aus denen ein Irrtum bei der Antragstellung ersichtlich gewesen waére, hat die belangte Behorde zutreffend
angenommen, dass Artikel 21, VO (EG) 1122 aus 2009,, wonach ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit
berichtigt werden kann, wenn die zustandige Behdrde offensichtliche Irrtimer anerkennt, nicht greift vergleiche VwGH
9.9.2013, 2011/17/0216). Da kein offensichtlicher Irrtum gemaR Artikel 21, VO (EG) Nr. 1122 aus 2009, vorliegt, konnte
dem diesbezliglichen Antrag Beschwerdeflhrers nicht stattgegeben werden.

3.3.10. Mit der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes in der Hauptsache wird ein hier gestellter Antrag auf
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung gegenstandslos (s. VWGH 30.01.2015, ZI. Ra2014/02/0175-9 unter Verweis
auf VwWGH 20.12.1995, ZI. 95/03/0288). Bei diesem Ergebnis konnte somit auch eine weitere Auseinandersetzung mit
dem Antrag auf Abanderung des Ausspruchs tUber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung unterbleiben.

3.3.11. GemaR & 24 Abs. 4 VWGVG kann von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden,
wenn die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten
lasst und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958 (MRK), noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union (GRC),
ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen. Nach der Rechtsprechung des EGMR und des
Verfassungsgerichtshofes kann eine mindliche Verhandlung unterbleiben, wenn die Tatfrage unumstritten und nur
eine Rechtsfrage zu entscheiden ist oder wenn die Sache keine besondere Komplexitat aufweist (vgl. VfSlg
18.994/2010, VfSlg 19.632/2012).3.3.11. GemaR Paragraph 24, Absatz 4, VWGVG kann von der Durchfihrung einer
mundlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mindliche Erdrterung eine
weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst und einem Entfall der Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins,
der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958, (MRK),
noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europaischen Union (GRC), ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389,
entgegenstehen. Nach der Rechtsprechung des EGMR und des Verfassungsgerichtshofes kann eine mundliche
Verhandlung unterbleiben, wenn die Tatfrage unumstritten und nur eine Rechtsfrage zu entscheiden ist oder wenn die
Sache keine besondere Komplexitat aufweist vergleiche VfSlg 18.994 aus 2010,, VfSIg 19.632 aus 2012,).

3.3.12. Gemal’ den §8 37 und 39 Abs. 2 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG) hat die Behorde - ebenso wie
das Gericht, wenn es Uber eine Beschwerde meritorisch abspricht - den wahren Sachverhalt im Sinn einer
Ermittlungspflicht zur Feststellung der materiellen Wahrheit auf Grundlage des Antrages von Amts wegen zu ermitteln
(vgl. jungst VWGH 26.6.2014, Ro 2014/03/0063). Sie hat jedes Beweismittel in freier Beweiswirdigung abzuwagen und
ihre Schltsse daraus im Licht der anzuwendenden Rechtsvorschriften nachvollziehbar dazulegen (8 45 Abs. 1 und 2, 8
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60 AVG).3.3.12. GemalR den Paragraphen 37 und 39 Absatz 2, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG) hat die
Behorde - ebenso wie das Gericht, wenn es Uber eine Beschwerde meritorisch abspricht - den wahren Sachverhalt im
Sinn einer Ermittlungspflicht zur Feststellung der materiellen Wahrheit auf Grundlage des Antrages von Amts wegen zu
ermitteln vergleiche jingst VWGH 26.6.2014, Ro 2014/03/0063). Sie hat jedes Beweismittel in freier Beweiswurdigung
abzuwagen und ihre Schlisse daraus im Licht der anzuwendenden Rechtsvorschriften nachvollziehbar dazulegen
(Paragraph 45, Absatz eins und 2, Paragraph 60, AVG).

Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, die Bestatigung der Landwirtschaftskammer auf ihre Plausibilitdt und ihre
Eignung zu prifen, mangelndes Verschulden in Bezug auf Art. 73 VO (EG) 1122/2009 zu belegen. Es ist davon
auszugehen, dass auch die belangte Behorde bei Vorliegen derartiger Bestdtigungen von der Verhdngung von
Sanktionen absieht, da mangelndes Verschulden vorliegt.Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, die Bestatigung der
Landwirtschaftskammer auf ihre Plausibilitat und ihre Eignung zu prifen, mangelndes Verschulden in Bezug auf Artikel
73, VO (EG) 1122 aus 2009, zu belegen. Es ist davon auszugehen, dass auch die belangte Behdrde bei Vorliegen
derartiger Bestatigungen von der Verhangung von Sanktionen absieht, da mangelndes Verschulden vorliegt.

3.4. Zu Spruchpunkt B) zur Unzulassigkeit der Revision:

Die Revision ist nicht zuldssig, weil im gegenstandlichen Verfahren keine Rechtsfrage zu I6sen war, der im Sinne des
Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsatzliche Bedeutung zukommt.Die Revision ist nicht zulassig, weil im gegenstandlichen
Verfahren keine Rechtsfrage zu |6sen war, der im Sinne des Artikel 133, Absatz 4, B-VG grundsatzliche Bedeutung
zukommt.

Insbesondere kann auf die oben unter 3.3. zitierte Rechtsprechung des EuGH und des VWGH zurlckgegriffen werden.

Insbesondere liegt auch dann keine erhebliche Rechtsfrage vor, wenn die Rechtslage eindeutig ist (VWGH 28.05.2014,
Ra 2014/07/0053).

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.
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